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Mittheilung des Senats an die Bürgerschaft
vvm 15 . April 1853 .

1 . Bericht der zur Prüfung der finanziellen Verhältnisse der

Hauptschule niedergesetzten Deputation .

Der Senat genehmigt die Entschädigung der Kriegssteuercasse aus der Generalcasse

zum Belaufe von 6000 Thlr . , sowie die Ermächtigung der Schuldeputation zur Erledigung
der obschwebenden Rechtsstreitigkeiten im Wege des Vergleichs .

Er ist ferner damit einverstanden , daß die berichtende Deputation über die von der

Bürgerschaft sutz g . und b . angeregten Punkte einen weiteren Bericht angetragenermaßen

und zwar 8 üb l>. in Verbindung mit der Finanzdeputation abstatte .
Was dagegen den Wunsch der Bürgerschaft anlangt , daß die Schuldeputation einen

Reorganisationsbericht hinsichtlich der Hauptschule erstatten möge , so giebt er zu bedenken , daß

diese Deputation , mit den dringlichsten Arbeiten überhäuft , und erst vor einigen Monaten in

Wirksamkeit getreten , schwerlich im Stande sein wird , schon jetzt eine so höchst schwierige

Aufgabe genügend zu lösen , und empfiehlt deshalb , da doch im Anfange des kommenden

Jahres von ihr ordnungsmäßig ein Bericht über das städtische Schulwesen einzuliefern ist ,
es abzuwarten , daß dieselbe diesen natürlichen Anlaß benutze , über die Hauptschule auch in

Bezug auf ihr geeignete Reorganisationsvorschläge zu berichten .
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2 . Budget von 1853 .
Was zuvörderst den das Budget begleitenden Bericht der Finanzdeputation betrifft ,

so hat der Senat aus der sorgfältigen Darstellung der hiesigen Finanzverhältnisse , der er

ebenfalls seine Anerkennung bezeugt , die Ueberzeugung gewonnen , daß ein Mißverhältniß zwischen

den Einnahmen und Ausgaben nicht zu verkennen ist und daß zeitig auf weitere Hülfsquellen

wird Bedacht genommen werden müssen . Wenn er es sich daher auch für jetzt gefallen lasten
kann , daß damit noch Anstand genommen und wo möglich das Endresultat dieses Jahres

abgewartet werde , so empfiehlt er doch der Finanzdeputation fortwährend auf den Gang der

finanziellen Verhältnisse zu achten , und sobald sie es hiernach nöthig hält , ihre Anträge auf

weitere Deckung eines etwaigen Deficits zu erneuern .

Uebrigens genehmigt er die beantragte Vergrößerung der im vorigen Jahre beschloss
'

jenen Anleihe um 200,000 Thlr . , zu deren Contrahirung er die Finanzdeputation in gleicher

Weise , wie es von der Bürgerschaft geschehen ist , die Ermächtigung ertheilt .
Was die weiteren Anträge derselben anlangt , so giebt er
sä 1 seine Zustimmung zu den ferneren erforderlichenfalls zu leistenden Vorschüssen

der Generalcasse für außerordentliche Verwendungen und erkennt

sä . 2 die Richtigkeit des Grundsatzes an , daß außerordentliche Anschaffungen und

Aufwendungen als Capitalausgabe in der Regel von den zu außerordentlichen Verwendungen

angeschafften Fonds und nicht aus den laufenden Einnahmen der Generalcasse zu bestreiten

seien , und tritt seinerseits dem darauf gegründeten Antrage bei . Wenn aber die Bürgerschaft

sich ihrerseits hat vorbehalten wollen , jedesmal darüber zu beschließen , wie in vorkommenden

Fällen die erforderlichen Gelder aufzubringen seien , so ist er zwar gern bereit sich mit ihr
darüber zu verständigen , muß aber bevorworten , daß , wenn sie von diesem Vorbehalte Ge¬

brauch zu machen unterlassen sollte , als Regel angenommen werden , daß das Geld von den

Fonds der außerordentlichen Verwendungen zu entnehmen sei , damit darüber bei der Finanz¬

deputation kein Zweifel obwalte .
Daß endlich zu dem Capitel 2 der ordentlichen Ausgaben dem ehemaligen Sperrein -

nehmer Walter , abweichend von seinem Antrage , außerordentlicher Weise ein Wartegeld von

60 Thlr . zugestanden werde , ist ihm genehm , und sind nn Uebrigen seine Anträge im Be¬

treff des Bauinspectors und des abgehenden Barsenmeisters erledigt .
59 *
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s . Vorläufiger Bericht der in Betreff Verbesserung des
hiesigen Gefängnißwesens niedergesetzten Deputation .

Indem der Senat diesen Bericht der Bürgerschaft bekommend mittheilt , erklärt er

zugleich sein Einverständniß mit den darin enthaltenen Vorschlägen und trägt auf gleiche Ge.

nehmigung derselben von Seiten der Bürgerschaftan, welcheufalls er zu beschleunigterErledigung
dieser dringenden Angelegenheit das weiter Erforderliche veranstalten wird .

4 Deputationsbericht , ergänzendeBestimmungen zu der Ablösungs¬
ordnung vom 8. Juli I85V betreffend.

Dieser Bericht nebst den demselben beigelegten Entwurf ergänzender Bestimmungen

zu solcher Ablösungsordnung wird der Bürgerschaft anliegend zu ihrer Erklärung über dchn

Inhalt unter Vorbehalt der seimgen von dem Senate mitgetheilt .

Anlage I .
-ur Mittheilung deS SenatS

vom 15 . April 1853 .

Vorläufiger Bericht
der in Betreff Verbesserung des hiesigen Gefängnißweftnß nieder¬

gesetzten Deputation .
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selbst das Straferkenntniß vollstrecken und denjenigen,welche zwar nicht zur Arbeit condemnirt
worden sind , für welche jedoch eine Beschäftigung heilsam sein würde, Arbeit gewähren zu
können.

Es handelte sich deshalb darum , ein Gebäude und wenn möglich ein Staatsgebäude
zu finden , welches sich schnell dazu Herrichten ließe, daß eine erhebliche Zahl von Sträflingen
darin aufgenommen und zugleich darin Arbeitslocale hergestellt werden könnten.

Die Deputation zog dabei den Baudirector Schröder zu Rache und gelangte so
zu der Ueberzeugung , daß ein noch verfügbarer Theil des an der Großenstraße belegenen
alten Krankenhauses, wenn von dem übrigen Raum gänzlich abgetrennt und mit einem be¬
sonderen Eingänge versehen , um so mehr sich für diesen Zweck eignen würde, als dasselbe
mit einem Kostenaufwande von 5 bis 600 Lhlr . sür etwa 30 bis 40 Gefangene genügend,
eingerichtet werden könnte .

Es versteht sich von selbst , daß die Behörde nur solche Personen in dieses Local
bringen lassen wird , welche sich besonders unter Berücksichtigung ihres Verbrechens, ihrer
Strafe sowie ihrer Individualität dazu eignen.

Die Deputation erlaubt sich diesemgemäß
1 ) den Antrag :

der Deputation für das Zuchthaus und das Gefangenhaus das erwähnte Local
bis auf Weiteres zur Verfügung zu stellen, um in demselben die erforderlichen
Einrichtungen für die Aufbewahrung von Gefangenen treffen zu können, femer,
die Baudeputation zu beauftragen, im Einverständniß mit der erstgenannten
Deputation diese Einrichtungen in baulicher Hinsicht herzustellen , sowie die des¬
halb erforderlichen Kosten bis zu 600 Thlr. zu bewilligen.

Die so gewonnene Localität wird sich jedoch zurAufnahme von Züchtlingen nicht
wohl eigenen, und es wird deshalb noch eine andere sich darbietende Aushülfe zu benutzen
sein, um möglichst den unleidlichen Zustand zu beseitigen, daß gegenwärtig das Zuchthaus in
der That kein Individuum mehr aufzunehmen vermag .

Die oldenburgische Regierung ist nämlich , wie der Deputatton mitgetheilt worden ist,
geneigt, in ihre rühmlichst bekannte Strafanstalt zu Vechta einige Züchtlinge aufzunehmen ,
und hat die für ein Individuum zu zahlende jährliche Vergütung auf 80 Thlr. Courant
festgestellt, eine Summe, welche unter den obwaltenden Umständen angemessen erscheint.

Die Deputation hat sich in den Stand gesetzt gesehen, aus den von Seiten der
oldenburgischen Behörden gegebenen Mittheilungen und Berichten zu entnehmen , daß die frag¬
liche Anstalt allen Anforderungen entspricht , welche hinsichtlich der äußeren Einrichtung, der
Oeconomie, der Disciplin und der Behandlung der Gefangenen diesseits billigerweise zu machen
sind , und ist es besonders hervorzuheben , wie dieser Anstalt der große Vorzug zukomme, daß
in derselben systematisch auf die Erfüllung des Strafzweckes, der Besserung der Sträf -
linge , eifrigst hingewirkt wird.

Die Deputation findet ihrerseits also kein Bedenken , es zu empfehlen , daß Bremen
von diesem Mittel Gebrauch mache und in diese Anstalt zu Vechta solche Individuen sende ,
welche hier zur Zuchthausstrafe verurtheilt sind oder werden .

2) Indem sie daher sich damit einverstanden zu erklären beantragt, hält sie es zur
Beseitigung etwaiger Bedenken wünschenswerth , daß gesetzlich bestimmt werde :
es solle die Strafhaft in der Anstalt zu Vechta derjenigen im hiesigen Zucht¬
hause rechtlich gleich geachtet werden .

Sollten nun die obigen beiden Anträge höheren Orts genehmigt werden , so kann die

Deputation für das Zucht- und Gefangenhaus , welche mit dem Anschlag ihres Specialbudgetö
bei der in diesem Jahre andauernden Ueberfüllung der Gefängnisse ohnehin nicht ausreichen
dürfte , nicht wohl eine außerordentliche Zuweisung von Geldmitteln, namentlich wegen der in

öconomischer Hinsicht und überhaupt für das provisorische neue Local erforderlichen An-

schaffungen und Verwendungen so wie der demnächst an Oldenburg zu zahlenden Vergütun¬
gen entbehren , und wird daher

3) schließlich der Antrag sich rechtfertigen , daß der genannten Deputatton dazu dir
Summe von 2000 Thlr. bewilligt werden möge.

Bremen , am 15. April 1853.
(gez.) C . F . G . Mohr . (gez .) G . Bagelmaun .

eo
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Anlage H
zur Mittheilung des SenatS

vomlö . April 1853 .

Deputationsvericht,
ergänzende Bestimmungen zu der Ablösungsordnung

vom 8. Juli I8A> betreffend.

Die durch die Beschlüsse des Senats und der Bürgerschaft vorn 27 . Decbr . 1852

Und vom und 10 . Jan . 1853 niedergesetzte Deputation verfehlt nicht, in dem beiliegend
den Entwurf » ergänzender Bestimmungen zu der Ablösungsordnung vom 8 . Juli 1850 «

'

das Resultat der ihr zunächst aufgetragenen Berathung vorzulegen, und erlaubt sich zugleich,
die einzelnen Bestimmungen des Entwurfs zur Rechtfertigung und Erläuterung desselben mit

dm nachstehenden Bemerkungen zu begleiten :
Zu § . 1 .

Die Ablösungsordnung bestimmt zwar ( §. 33 .) dass nach geschehener Ablösung

das bisher meierpflichtige Grundstück von den abgelöseten Grundlasten dem bishe¬

rigen Gutsherrn und seinen Gläubigern gegenüber befreit wird , ohne daß

es einer weiteren Abkündigung oder Laffung bedarf . Mein sie läßt es unentschieden, ob die¬

selben Folgen auch für den Meier selbst , und namentlich für diejenigen seiner Gläu¬

biger eintreten , welche bisher nur ein hypothekarisches Recht an dem Meierrecht hatten,
und giebt dadurch der Auffassung Raum , dass insofern noch keine völlige Consolidation einge¬

treten sei, als der hypothekarische Gläubiger des Meiers sich auch künftig nur an das Mei¬

errecht halten dürfe, wodurch dann leicht eine abermalige Trennung des Gutsherrnrechts und

Meierrechts herbeigeführt werden könnte .
Um dieser, zwar nicht den Worten , aber doch der Tendenz der Ablösungsord¬

nung geradezu widersprechenden Auffassung zu begegnen , muß nach Ansicht der Deputation

bestimmt ausgesprochen werden, daß durch die Ablösung das bisherige Meiergut sich in freies

Eigenthum verwandelt , und folglich alle bis dahin nur auf dem Meiergute hastende dingliche

Rechte und Vorzugsrechte als Lasten des nunmehrigen freien Eigenthums anzusehen sind .

Zu Z. 2 .

heit ausgesprochenem daß die
^ anscheinend mit hinreichender Bestimmt -
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ergefällen von Pri ^
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obwalten kann, dass es nicht die Absicht

dem Staat und arwer^ GläubwÜn
ÄblosungskapM und dessen Zinsen, zwischen

6 einen Unterschied zu machen, dass sie vielmehr die Ab-

^
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lösungssumme und deren Zinsen in jeder Weise und ohne Rücksicht auf den Gläubiger so
wie die gewöhnlichen Meiergefälle hat collociren wollen , so schlägt die Deputation vor , um
die bisherigen Unbestimmtheiten zu beseitigen , das Recht der Gläubiger in Betreff der Ab¬
lösungssumme nach dem Vorgänge des §. 71 der Erbe - und Handvestenordnung bei dem
umbehaltenen Eigenthum, so wie im Entwurf geschehen, zu bestimmen.

Hiedurch wird zugleich der Vortheil erreicht , daß über die Natur des Rechts , wel¬
ches dem Gutsherrn hinsichtlich der stehen gebliebenen Ablösungssumme zusteht , und über die
Art und Weise der Geltendmachung desselben kein Zweifel mehr bleibt , da der Gutsherr
nun die Ablösungssumme als Handvestengläubiger, und zwar , wenn die übrigen Requisite
vorhanden sind , im Executivprocesse einfordern und zugleich die Distraction des früher dem
Gutsherrenrechte unterworfenen Immobile nachsuchen kann .

Zu §. 3.
Bei Geltendmachung seines Rechts auf die creditirte Ablösungssumme können dem

Gutsherrn daraus mancherlei Schwierigkeiten erwachsen , daß nicht genau constirt , von wel¬
chem Theil der Meierstelle die abgelöseten Gefalle gezahlt wurden; allein diese Schwierig¬
keiten werden in der Regel schon bei der Ablösung beseitigt sein , da ja , wenn mehreren
Berechtigten ein Gutsherrenrecht an mehreren oder an einem und demselben Grundstücke eines
Pflichtigen zusteht , ohne daß erhellt , welches oder welcher Theil dem Einen oder dem Andern
verpflichtet ist , nach § . 30 der Ablösungsordnung in Zweifel angenommen werden soll , daß
sämmtliche Grundstücke von allen Berechtigten nach Verhältniß der Größe ihres Meierzinses
releviren und somit sämmtliche Grundstücke , und nicht ein ideeller Theil derselben, als jedem
einzelnen Gutsherrenrechte unterworfen angesehen werden müssen.

Dem abgelöseten Gutsherrn steht daher auch das ihm für die Ablösungssumme nach
§ . 2 des Entwurfs eingeräumte Handvestenrecht an sämmtlichen Grundstücken zu , und er ist
berechtigt , bei Geltendmachung dieses Rechts die Distraction derselben nachzusuchen , ohne
Unterschied, ob auch andere Berechtigte nach Verhältniß ihres Meierzinses ein Gutsherrn¬
recht an diesen Grundstücken in Anspruch nehmen.

Ein größeres Hinderniß , welches in der Verordnung vom 23. Januar 1826 liegt,
welche bei Strafe der Nichtigkeit die Veräußerung einzelner Stücke eines Bauernguts
verbietet , war aber von der Deputation zu berücksichtigen , weshalb sie vorgeschlagen hat,
auf den Fäll , daß einzelne Theile eines Bauernguts für die Ablösungssumme verhaftet sind,
ähnliche Grundsätze eintreten zu lassen , wie sie nach der gedachten Verordnung bei den vor
ihrer Entstehung Statt gefundenen Verhypothekationen zur Anwendung kommen sollen.

Diese Grundsätze mußten indeß eine Modifikation erleiden , wenn das Bauerngut,
wovon ein Theil für eine darauf haftende Ablösungssumme distrahirt werden soll , mit Hand«

vesten oder gerichtlichen Hypotheken beschwert ist.
In diesem Falle ist vielmehr immer , und also auch dann , wenn ein Gutsherr in

den Mitverkauf seiner Meierländereien nicht willigen will , die Distraction der ganzen Stelle

zu erkennen , da ohne diese Modisication die angenommenen Grundsätze mit den Vorschriften
der Erbe - und Handvestenordnung § . 94 b , sich nicht vereinigen lassen und daher die Mög¬
lichkeit herbeiführen , daß Handvesten in Umlauf bleiben, welche nur noch ein Recht an einem

Theile des nach ihrem Inhalt verpfändeten Immobile gewähren, eine Möglichkeit , wodurch
sicherlich das Vertrauen auf handvestarische Sicherheit in hohem Grade geschwächt und der
Immobiliarkredit der Landleute nicht wenig gefährdet werden wiirde.

Der Gutsherr hat ohnehin nur ein Interesse an der Sache, wenn der zeitige In -

Haber des Meierrechts nicht zu denen gehört, welche das Heimsallsrecht mit 4 pCt. des
reinen Pachtwerths abzulösen berechtigt sind. Er hat aber bei Ertheilung seines Consenses
zur Willigung der Hypotheken oder Handvesten auch in den eventuellen Verkauf der Meier¬
ländereien gewilligt, und wird sich daher kaum darüber beschweren dürfen , wenn in Folge
dieses Consenses, wenn auch nicht gerade auf den Antrag des Inhabers der von ihm con-

sentirten Handveste oder Hypothek , die Distraction der ganzen Stelle, mit Einschluß der,
seinem Gutsherrenrecht unterworfenen Ländereien , ungeachtet seines Widerspruchs, erkannt wird.

Zu § 4.
Da die Gefalle , welche zwei Gutsherren von dem nämlichen Grundstücke zu fordern

haben , unbestritten dieselbe Priorität genießen , so versteht es sich von selbst , daß dasselbe auch
hinsichtlich der an die Stelle der Gefälle gesetzten Ablösungssumme eintritt. Die Zeit der

Ablösung kann darin um so weniger einen Unterschied machen, als auch durch die spätere
Ablösung das verhaftete Object verhältnißmäßig an Werth gewinnt . ^
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Schon im 9 der Ablösungs-Ordnung spricht sich die Tendenz aus , das zur Be¬
günstigung der Ablösungen geschaffene Vorzugsrecht nicht länger dauern zu lassen, als es d«
Zweck erfordert. Es mußte daher auch durch die vorgeschlagene Bestimmung einer Verewi¬
gung dieses anomalen Rechts , wodurch mancherlei Verwickelungen entstehen können, entgegen¬
treten werden .

Zu §. 6— 8.
Durch die Befugniß zur Eintragung der Ablösungssumme wird der Gutsherr auch

in dieser Hinsicht den Handvestenglaubigern gleichgestellt . So wie dem Williger der Hand-
veste kann auch hier dem Schuldner selbst ohne weiteren Nachweis die Eintragung gestattet
werden . Der Gläubiger wird aber vorab , wenn auch keinen vollständigen urkundlichen Be¬
weis seiner Forderung beizubringen , doch durch den Ablösungscontract oder in anderer Weise
seine Forderung und das dafür verhaftete Immobile nachzuweisen haben, damit nicht die
Eintragung völlig unbegründeter Ansprüche zu sehr erleichtert wird .

Zu Z . 9 — 13 .
Wenngleich diese Bestimmungen zunächst durch den Wunsch veranlaßt sind , dem von

den gutsherrlichen Lasten befreiten Meier eine Verlängerung seiner in Folge der beschrankten
gutsherrlichen Zustimmung nur auf bestimmte Zeit vollgültigen Handveste möglich zu machen,
so hat die Deputation doch weiter gehen zu müssen geglaubt , indem sie eines Theils dem
bisherigen Meier die Befugniß vindicirt,- auch andere aus dem Gutsherrnrechte herrührende
Beschränkungen in der Handveste tilgen zu lassen, andern Theils aber ihn auch nöthigt, alle
diese Beschränkungen, von denen manche kaum mit dem Handvestenrechte zu vereinigen sind,
an deren Beibehaltung er aber jedenfalls kein wesentliches Interesse hat, auf einmal aufzu¬
heben. Dies forderte schon die Consequenz des im H . 1 aufgestellten Satzes .

Denn wenn die auf das Meierrecht gewilligte Handfeste nach erfolgter Ablösung auf
dem ganzen nunmehr dem Meier unbeschränkt zustehenden Eigenthum haften soll, so erscheint
es auch wünschenswerth, daß dieses Verhältniß wenigstens aus den Handvesten deutlich er¬
helle , welche später dem Erbe - und Handvestenamt zur Berichtigung vorgelegen haben , und
es müßte daher vorgeschrieben werden, daß in diesem Falle auch die Berichtigung eine voll¬
ständige sein solle.

Die Beschränkung der Vorschriften auf Handvesten, hinsichtlich welcher der Zeitraum
auf welchen die gutsherrliche Zustimmung lautet , noch nicht abgelaufen ist, entspricht der
Vorschrift der Erbe - und Handvestenordnung H. 87 b , und alle Gründe , welche für diese
Vorschrift sprechen , reden auch der vorgeschlagenen Bestimmung das Wort.

Wollte man sich damit begnügen, vorzuschreiben , die Gültigkeit der Handveste solle
fortdauern , sobald nur die Ablösung vor Ablauf des Zeitraums erfolgt sei , so würde man
eins der wichtigsten Principien unserer Erbe - und Handvestenordnung verletzen und dadurch
daß man die Frage der Gültigkeit von Umständen abhängig macht, deren Existenz häufig
in Zweifel gezogen werden kann , dem Jmmobiliarcredit der Landleute einen empfindlichen
Stoß versetzen.

Ob es zweckmäßiger ist, den nicht solchergestalt von ihrer Zeitbeschränkme befreiten
Handvesten alle und jede Wirksamkeit zu entziehen , oder ihnen die im H. 11 er mähnteGül¬
tigkeit zu lassen, kann Gegenstand des Streits sein . Da jedoch in der Erbe - und Hand¬
vestenordnung tz . 87 b . , bereits der letztere Weg eingeschlagen ist , so empfahl es sich, den¬
selben auch hier zu verfolgen .

Die Deputation, welche durch das Vorstehende ihr Commissorium in der Hauptsache
erledigt zu haben glaubt , bemerkt schließlich, daß sie auch den zweiten Gegenstand ihres Auf¬
trags , die gesetzliche Regelung der Holzcultur , schon einer wiederholten Berathung unterzogen
hat , und darüber in Kurzem einen zweiten Bericht abzustatten im Stande sein wird .

(gez .) I . D . Meier , vr . (gez.) I . H . Smi-t, vr.
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Unter-Anlage
Anlage H der Mittheilung des Senats

vom 15. April 1853.

E

l «iii

chw »irs

Entwurf
ergänzender Bestimmungen zu der Ablösungsordnung vom

8 . Juli I85V.

8 - i .
» l> I« «i ^ Sobald zufolge § . 33—38 der Ablösungsordnung der Meier sein Grundstück von

u
den darauf hastenden gutsherrlichen Lasten und den etwa auf dem Gutsherrnrechte haftenden
Handvesten und gerichtlichen Hypotheken befreit hat , sind die abgelöseten Grundlasten auch
dem bisherigen Meier und seinen Gläubigern gegenüber als erloschen anzusehen , so daß alle

M » SMjH hj^ r auf dem Meiergute lastenden dinglichen Rechte und Vorzugsrechte nunmehr gleicher
Weise aus dem freien Eigenthum hasten .

8. 2.
! iMM
DdD nachnMH
iKWhwMW
i§ aas den W « i«-
8mW,g mztz« ji«
lechtieKnMiii

i, jnnsichHwchr dik

Die der nicht bezahlten Ablösungssumme für die jährlichen Gefälle im Z . 9 der
Ablösungsordnung zugeschriebenen Rechte werden näher dahin bestimmt , daß dem Gutsherrn
für den Belauf der unberichtigt gebliebenen Ablösungssumme und der etwaigen Zinsen der¬
selben kraft des Gesetzes ein dingliches Recht an dem bisher dem Gutsherrnrechte unterwor¬
fenen Grundstücke mit der Wirkung ertheilt wird, daß derselbe als Inhaber einer, allen an¬
deren Forderungen derselben Elaste vorgehenden Handveste zum Bereiche seiner Forderung an¬
gesehen wird. Die Zinsen der letzten drei Jahre nehmen den gleichen Rang mit der Capital¬
forderung ein. Die älteren Zinsen kommen erst zur Zahlung, nachdem alle Handvestengläu-
biger rücksichtlich ihrer Capitalforderung und Zinsen befriedigt sind .

ill, ivi 8 - 3.
mg das
je UM derHM.
WSchlgts!i,s° >» >
« dmg mch« ^

m P, so rnG ^ ^

Die in der Verordnung vom 23 . Januar 1826 festgesetzte Untheilbarkeit der Bauer¬
güter soll den bisherigen Gutsherrn nicht hindern , bei Verfolgung seines Rechts auf die Ab¬
lösungssumme die seinem Gutsherrnrechte unterworfenen Grundstücke zum Verkauf zu bringen,
wenn sie auch einen Theil eines Bauerngutes ausmachen .

1 ) Haften auf dem Bauergute Handvesten oder gerichtliche Hypotheken , so wird die
Distraction der ganzen Stelle erkannt .

2) Ist dies nicht der Fall , so soll nach folgenden Grundsätzen verfahren werden :
s . Sind sämmtliche übrige Bestandtheile der Stelle gutsherrnstei, oder meierpflichtig

und willigt in dem letzten Fall der Gutsherr , welcher, um sich darüber zu erklä¬
ren , unter dem Präjudize der anzunehmenden Einwilligung adcitirt werden soll, in
den Mitverkauf des Meierlandes, so wird die Distraction der ganzen Bauerstelle
erkannt , ohne daß dem Schuldner ein Widerspruchsrecht zusteht ,

b . Sind unter den übrigen Bestandtheilen der Stelle Meierländereien , deren Gutsherr
in den Mitverkauf nicht einwilligen will , so bleiben diese jedenfalls

'von der
Distraction ausgeschlossen.

e . Gehören in diesem Falle außer dem Meierlande auch Grundstücke zu dem Bauern¬
gute, deren Mitverkaufe, sei es , weil sie Erbland sind, sei es , weil der Gutsherr
einwilligt , kein Hinderniß entgegenstehen würde , so sollen diese Grundstücke mit
zum Verkauf gebracht werden , wenn entweder die Hofstelle sich unter den für
die Ablösungssumme verhafteten Ländereien befindet, oder diese Ländereien nach
Maßgabe des Grundsteuerwerths mindestens die Hälfte des Bauernguts ausma¬
chen , und zugleich die Hofstelle nicht zu dem durch den Willen des Gutsherrn
von der Distraction ausgeschlossenen Theile der Stelle gehört.

Ist aber keiner dieser beiden Fälle vorhanden , so wird auf die Distraction
der bisher dem abgelöseten Gutsherrnrechte unterworfenen Grundstücks allein erkannt.61
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Sind hinsichtlich eines und desselben Grundstücks mehrere Berechtigte vorhanden, so
genießen sie in Betreff der in Gemäßheit tz. 9 der Ablösungsordnung für abgelösete jähr¬
liche Gefalle ihnen zustehenden Forderung gleiche Priorität , ohne Rücksicht auf den Zeitp«
der geschehenen Ablösung .

8 « 5.
Sobald das belastete Grundstück nach vorgä

'
ngiger Abkündigung in das Eigenthum

eines Dritten übergeht, erlischt auch das den Ablösungsgeldern in Gemäßheit der vorstehenden
Bestimmungen eingeräumte Vorzugsrecht .

8« 6.
Das dem Gutsherrn nach H . 2 für die nicht baar bezahlten Ablösungsgelder ;n-

stehende dingliche Recht kann gleich wirklichen Handvesten und mit derselben Wirkung in ds
für die Eintragung von Handvesten angelegte Buch eingetragen werden . — Die erste Ein¬
tragung geschieht unentgeltlich .

8- 7.
Der Berechtigte hat zu dem Ende , falls nicht von dem Schuldner selbst die Ein¬

tragung begehrt wird, seine Forderung nachzuweisen und das . Grundstück, hinsichtlich dessen
ihm das dingliche Recht zusteht , anzugeben .

8- 8.
Die geschehene Eintragung kann mittelst Rücklieferung der darüber ertheilten Be¬

scheinigung oder auf Antrag des eingetragenenGläubigers wieder getilgt werden. Eine solche
Tilgung muß stets geschehen, wenn die Forderung auf den Namen eines neuen Inhabers
derselben eingetragen werden soll.

8 - 9.
Wenn in Gemäßheit § . 87 s der Erbe - und Handvesten -Ordnung Handvesten mit

gutsherrlicher Zustimmung gewilligt sind , welche nur für einen gewissen Zeitraum ertheilt oder
an sonstige Bedingungen geknüpft ist, die eine Beschränkung des dem Inhaber der Handveste
durch dieselbe sonst gewährten Rechts enthalten, oder wenn in den Handvesten gutcherrliche
Lasten vorbehalten sind , so ist der Meier befugt, nach erfolgter Ablösung der Gutsherrnrechte
bei dem Erbe - und Handvesteuamte darauf anzutragen , daß die Aufhebung der Beschrän¬
kungen und Vorbehalte auf der Handveste bemerkt werde. Dieser Antrag ist auch dann

zulässig , wenn die Ablösungssumme für die jährlichen Gefälle nicht baar bezahlt, sondern
nach H . 9 der Ablösungsordnung stehen geblieben ist. Zn diesem Falle muß aber in der

Bemerkung auf der Handveste die noch auf dem Immobile haftende Ablösungssumme er¬

wähnt werden.
§. 10.

Der bisherige Meier hat zu dem Ende nicht nur nachzuweisen , daß die Ablösung

geschehen, und in welcher Weise die Berichtigung der Ablösungssumme erfolgt sei , sondern

auch zugleich darzuthun , daß auf dem abgelöseten Gutsherrnrechte weder Handvesten »och

gerichtliche Hypotheken haften.
8 ' 11 -

Ist die gutsherrliche Zustimmung, mit welcher die Handvesten gewilligt sind, nur s«

einen gewissen Zeitraum ertheilt, so ist der Antrag nur zulässig, so lange der Zeitraum noch

nicht abgelaufen ist.
Nach Ablauf dieses Zeitraums ist die Handveste in Bezug auf Dritte ungültig«

§. 12.
Bei Berichtigung der Handveste ist vom Erbe- und Handvesteuamte darauf zu sG

daß sämmtliche aus demselben Gutsherrnrechte herrührende Beschränkungen und DorbeM
in der Handveste gleichzeitig aufgehoben werden .

8 . 13.
Ist bei der solchergestalt geschehenen Berichtigung einer Handveste bemerkt , daß

eme Ablösungssumme auf dem Immobile hafte, so kann von dem Schuldner, sobald er ^

vollständige Mtragung der Ablösungssumme nachzuweisen im Stande ist , auch die LilM
meser Bemerkung auf der Handveste bei dem Erbe- und Handvesteuamte beantragt werde»«

ML.

W

' NL
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